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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

als Versicherungsnehmer und versicherte Person sind Sie unser Ver-
tragspartner.

Auf den folgenden Seiten finden Sie wichtige Informationen, die für Ih-
ren Versicherungsvertrag von Bedeutung sind.

Dabei bilden die Versicherungsbedingungen die rechtliche Grundlage 
für unser gemeinsames Vertragsverhältnis. In ihnen werden u. a. die 
Rechte und Pflichten der Vertragsparteien geregelt sowie die vertrag-
lichen Leistungen beschrieben.

Informationen zur steuerlichen Behandlung der Versicherung finden Sie 
in den separat vorliegenden Steuerinformationen.

Bei der Flexiblen Vorsorge Smart-Invest handelt es sich um eine auf-
geschobene fondsgebundene Rentenversicherung gegen laufende Bei-
tragszahlung mit garantiertem Mindestrentenfaktor. Während der An-
sparphase bietet es Ihnen die Möglichkeit des flexiblen Kapitalaufbaus 
im Rahmen einer Fondsanlage. Die jeweils aktuelle Liste der zu Ihrer 
Versicherung abschließbaren Investmentfonds stellen wir Ihnen in Ihrer 
Vertragsverwaltung im Internet zur Verfügung.

Da die Kursentwicklung der von Ihnen gewählten Fondsanteile nicht 
vorauszusehen ist, haben Sie die Chance, bei Kurssteigerungen der 
Fondsanteile einen Wertzuwachs zu erzielen; andererseits tragen Sie 
aber auch das Risiko von Kursrückgängen und Wertverlusten.

Im Rahmen der zulässigen Mindest- und Höchstbeiträge können belie-
big viele Verträge abgeschlossen werden, jedoch darf die Summe der 
insgesamt monatlich zu zahlenden Beiträge den maximalen Höchstbei-
trag nicht überschreiten. Nähere Informationen können Sie der Kunden-
information entnehmen.

Um Ihnen das Lesen der Versicherungsbedingungen zu erleichtern, 
möchten wir Ihnen vorab einige Begrifflichkeiten kurz erläutern:

Anlagestöcke

Ihre Beiträge werden nach Abzug von Kosten im jeweiligen Anlagestock 
angelegt. Ihrem Vertrag wird dafür eine bestimmte Anzahl von Antei-
leinheiten von Investmentfonds entsprechend der von Ihnen gewählten 
Fondsaufteilung zugeordnet. Die Anlagestöcke bilden sich demnach aus 
den Anteilbeständen der einzelnen Investmentfonds aller Fondsgebun-
dener Rentenversicherungen.

Ansparphase

Die Ansparphase für Ihre Flexible Vorsorge Smart-Invest ist die Zeit ab 
Beginn der Versicherung bis zum Rentenbeginn.

Bezugsberechtigter

Der Bezugsberechtigte ist die von Ihnen als Versicherungsnehmer be-
nannte Person, die die Leistung aus dem Vertrag erhalten soll. Grund-
sätzlich kann jede beliebige Person benannt werden.

Fondsdeckungskapital (Fondsguthaben)

Das Fondsdeckungskapital – auch als Fondsguthaben bezeichnet 
– ergibt sich aus der Anzahl der auf den Vertrag entfallenden Antei-
leinheiten der jeweiligen Anlagestöcke. Den Euro-Wert des Fondsde-
ckungskapitals ermitteln wir dadurch, dass die Zahl der Anteileinheiten 
der zu Grunde liegenden Anlagestöcke des Vertrages mit dem monatlich 
ermittelten Wert einer Anteileinheit des entsprechenden Anlagestocks 
multipliziert wird. Der Anlagestock bildet sich aus den Anteilbeständen 
der einzelnen Investmentfonds.

Police

Die Police dokumentiert den zustande gekommenen Versicherungsver-
trag und die zu Vertragsbeginn vereinbarten Leistungen.

Text- und Schriftform

Ist für eine Erklärung die Textform vorgesehen, muss diese Erklärung 
zum Beispiel per Brief, Fax oder E-Mail abgegeben werden. Ist hingegen 
für eine Vereinbarung die Schriftform erforderlich, benötigen wir von Ih-
nen ein eigenhändig unterschriebenes Schriftstück.

Leistungsbeschreibung und Versicherungsschutz

§ 1 Welche Leistungen erbringen wir?

(1) Ihre Flexible Vorsorge Smart-Invest ist während der Ansparphase, 
also vor Beginn der Rentenzahlung bzw. vor dem Termin einer statt-
dessen gewünschten Kapitalabfindung, unmittelbar an der Wertent-
wicklung eines oder mehrerer Sondervermögen (Anlagestöcke) ent-
sprechend der mit Ihnen im Rahmen Ihrer Fondsauswahl getroffenen 
Vereinbarung beteiligt. Ein Anlagestock besteht aus Anteilen von Invest-
mentfonds, an die die Leistungen aus Ihrem Vertrag gebunden sind, und 

Allgemeine Bedingungen für eine Fondsgebundene
Rentenversicherung (Flexible Vorsorge Smart-Invest)

Leistungsbeschreibung und Versicherungsschutz

§ 1 Welche Leistungen erbringen wir?

§ 2 Wie erfolgt die Überschussbeteiligung?

§ 3 Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz?

Beitragszahlung

§ 4 Was haben Sie bei der Beitragszahlung zu beachten?

§ 5 Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht rechtzeitig 
zahlen?

§ 6 Wie verwenden wir Ihre Beiträge?

Fondsauswahl

§ 7 Wann können Sie die Aufteilung der Anlagebeträge ändern 
oder Anteileinheiten umschichten lassen?

§ 8 Was geschieht, wenn Investmentfonds nicht mehr zur Verfü-
gung stehen?

Kündigung und Beitragsfreistellung

§ 9 Wann können Sie Ihre Versicherung beitragsfrei stellen bzw. 
die vereinbarte Beitragshöhe reduzieren?

§ 10 Wann können Sie Ihre Versicherung kündigen bzw. Teilentnah-
men vornehmen?

Kosten

§ 11 Wie verteilen wir die bei der Kalkulation in Ansatz gebrachten 
Kosten?

Pflichten und Leistungsempfänger

§ 12 Was ist zu beachten, wenn eine Versicherungsleistung verlangt 
wird?

§ 13 Was gilt für Mitteilungen, die sich auf das Versicherungsver-
hältnis beziehen?

§ 14 Wer erhält die Versicherungsleistungen?

Sonstige Regelungen

§ 15 Welche Informationen erhalten Sie während der Vertrags- 
laufzeit?

§ 16 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag Anwendung?

§ 17 Wo ist der Gerichtsstand und wann verjähren Ihre Ansprüche?

§ 18 Welche Vertragsbestimmungen können geändert werden?
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wird gesondert von unserem sonstigen Vermögen angelegt. Mit Beginn 
der Rentenzahlung wird der auf die einzelne Versicherung entfallende 
Anteil an den Anlagestöcken in unserem übrigen Vermögen angelegt 
(vgl. Absatz 6).

Leistungen vor Ende der vereinbarten Ansparphase

(2) Vor Ende der vereinbarten Ansparphase steht Ihnen für (Teil-)Ent-
nahmen (Auszahlungen) das in Ihrer Flexiblen Vorsorge Smart-Invest 
vorhandene Fondsguthaben gemäß den Regelungen des § 10 zur Ver-
fügung.

(3) Sterben Sie vor dem vereinbarten Rentenbeginn, werden wir unver-
züglich (d. h. ohne schuldhaftes Zögern) nach Zugang der Todesfallmel-
dung (vgl. § 12) den jeweiligen Euro-Wert der Ihrer Flexiblen Vorsorge 
Smart-Invest zugeordneten Fondsanteile ermitteln. Bei der Ermittlung 
des jeweiligen Euro-Wertes legen wir den nächsten Börsentag bzw. – 
bei Investmentfonds, bei denen der Anteilpreis nicht börsentäglich er-
mittelt wird – den Tag der nächsten Preisfeststellung (bei der jeweiligen 
Kapitalverwaltungsgesellschaft) nach Zugang der Todesfallmeldung zu 
Grunde.

Das zur Auszahlung kommende Fondsguthaben ergibt sich – unter Be-
rücksichtigung der Regelungen des § 11 Abs. 4 – aus den jeweils er-
mittelten Euro-Werten und den dazugehörigen Anteileinheiten. Mit der 
Auszahlung erlischt die Versicherung.

Leistungen ab Ende der vereinbarten Ansparphase

(4) Erlebt die versicherte Person den vereinbarten Rentenzahlungsbe-
ginn, zahlen wir – vorbehaltlich von Absatz 6 – eine lebenslange Rente 
in Euro an den vereinbarten Fälligkeitstagen. Diese Rente zahlen wir 
mindestens bis zum Ablauf der Mindestlaufzeit der Rente (Rentengaran-
tiezeit, vgl. Absatz 13), unabhängig davon, ob Sie diesen Termin erleben.

(5) Da die Entwicklung der Vermögenswerte der Anlagestöcke nicht 
vorauszusehen ist, können wir die Höhe der Rente vor Beginn der Ren-
tenzahlung nicht garantieren. Sie haben die Chance, bei Kurssteige-
rungen der Wertpapiere der zu Grunde liegenden Anlagestöcke einen 
Wertzuwachs zu erzielen; bei Kursrückgängen tragen Sie im Gegenzug 
aber auch das Risiko der Wertminderung. Wertminderungen bis hin 
zum Totalverlust können auch bei unplanmäßigen Veränderungen der 
Investmentfonds (vgl. § 8) entstehen, beispielsweise kann die Kapital-
verwaltungsgesellschaft die Rücknahme der Anteile aussetzen. Bei 
Werten, die nicht in Euro geführt werden, können Schwankungen der 
Währungskurse den Wert der Anlage zusätzlich beeinflussen. Das be-
deutet, dass die Rente je nach Entwicklung der Vermögenswerte der zu 
Grunde liegenden Anlagestöcke höher oder niedriger ausfallen wird.

(6) Die Höhe der Rente ist vom Wert der gesamten Anteileinheiten 
(Fondsdeckungskapital) des Vertrages beim Beginn der Rentenzahlung 
abhängig. Bei der Ermittlung des Euro-Wertes des Fondsguthabens le-
gen wir den letzten Börsentag bzw. – bei Investmentfonds, bei denen 
der Anteilpreis nicht börsentäglich ermittelt wird – den Tag der letzten 
Preisfeststellung (bei der jeweiligen Kapitalverwaltungsgesellschaft) 
des letzten Versicherungsmonats vor Rentenbeginn zu Grunde.

Die Rente zum Ende der vereinbarten Ansparphase berechnet sich aus 
dem so ermittelten Euro-Wert des Fondsguthabens – unter Berücksich-
tigung der Regelungen des § 11 Abs. 4 – und dem dann jeweils gültigen 
Rentenfaktor.

Der Rentenfaktor ergibt sich aus den zu Rentenbeginn maßgebenden 
Rechnungsgrundlagen (Sterbetafel und Rechnungszins), Ihrem Ge-
burtsjahr sowie dem Kalenderjahr des vertraglich vereinbarten Ren-
tenbeginns und gibt die Höhe der Rente je 10.000,- EUR Fondsguthaben 
an. Für die Verrentung der Fondsguthaben garantieren wir Ihnen jedoch 
mindestens 75 Prozent des auf Basis der zu Vertragsbeginn gültigen 
Rechnungsgrundlagen ermittelten Rentenfaktors (garantierter Min-
destrentenfaktor). Dieser wird Ihnen auch in Ihrer Police ausgewiesen.

Der zu Vertragsbeginn ermittelte Rentenfaktor berechnet sich u. a. 
auf Grundlage einer anerkannten Sterbetafel (aktuell DAV 2004R) und 
eines zu Grunde gelegten Rechnungszinses (aktuell 0 Prozent p. a.). Die 
für die Ermittlung des Rentenfaktors zum Rentenbeginn maßgebenden 
Rechnungsgrundlagen können hiervon abweichen.

Um die langfristige Erfüllbarkeit Ihrer Rente zu sichern, können wir 
zum Rentenzahlungsbeginn die zu Vertragsbeginn maßgebenden Rech-
nungsgrundlagen – Sterbetafel und Rechnungszins – zur Ermittlung der 
Rente anpassen, wenn die Beibehaltung der bisherigen Rechnungs-
grundlagen zu einer erheblichen Störung des bei Vertragsabschluss 
bestehenden Austauschverhältnisses von Beitrag und Versicherungs-
leistung führen würde. Eine Anpassung kann nur erfolgen, sofern sich 
die Ihrem Vertrag zu Grunde gelegte Lebenserwartung zukünftig stär-
ker als bisher von uns angenommen ändern sollte bzw. sofern von uns 
ein von Ihrem Vertrag abweichender Rechnungszins festgelegt wird.

Auf dieser Basis wird eine ab Rentenbeginn garantierte, konstante 
Rente im Sinne von Absatz 4 gezahlt. Eine Anpassung der Rechnungs-
grundlagen und somit auch der Rente erfolgt nur mit Zustimmung 
eines unabhängigen Treuhänders, der die Voraussetzungen und die 
Angemessenheit der Änderung prüft. Über eine Änderung der Rech-
nungsgrundlagen bzw. der Rente werden wir Sie vor Rentenbeginn in 
Textform informieren. Die Höhe des garantierten Mindestrentenfaktors 
bleibt hierbei unverändert. Nähere Informationen über die jeweiligen 
Rentenfaktoren können Sie Ihrer Police sowie den entsprechenden 
Nachträgen entnehmen.

Zum Rentenbeginn muss die jährliche Rente mindestens 300,- EUR be-
tragen. Wird dieser Betrag auf Grund eines zu niedrigen Euro-Wertes 
des zu verrentenden Fondsguthabens nicht erreicht, wird das gesamte 
Fondsguthaben (als Euro-Wert oder in Form von ganzen Anteileinheiten) 
einmalig erbracht. Hierzu gelten Absatz 8 und 10 entsprechend. Mit der 
Auszahlung bzw. Übertragung des gesamten Fondsguthabens erlischt 
Ihre Versicherung.

(7) An Stelle der Rentenzahlungen leisten wir zum Fälligkeitstag der er-
sten Rente eine Kapitalabfindung, wenn Sie diesen Termin erleben und 
uns der Antrag auf Kapitalabfindung spätestens bis zum 15. des Monats 
vor dem Fälligkeitstag der ersten Rente zugegangen ist. In diesem Fall 
zahlen wir das während der Ansparphase bis dahin gebildete Fonds-
guthaben (vgl. Absatz 8 bis 10) aus. Durch die Kapitalabfindung erlischt 
Ihre Versicherung.

Ihr Kapitalwahlrecht können Sie auch nur für einen Teil Ihres Vertrages 
in Anspruch nehmen, sofern die in Absatz 6 festgelegte monatliche Min-
destrente nicht unterschritten wird.

(8) Die Kapitalabfindung erbringen wir als Geldleistung bzw. auf Ihren 
Wunsch in Wertpapieren der zu Grunde liegenden Anlagestöcke. Bei ei-
ner Kapitalabfindung in Wertpapieren können lediglich ganze Anteilein-
heiten übertragen werden. Der Euro-Wert des Fondsdeckungskapitals 
Ihres Vertrages verringert sich vor der Bemessung der Anzahl der zu 
übertragenden Wertpapiere ggf. noch um die uns von Ihrer Depotbank 
für die Übertragung in Rechnung gestellten Gebühren. Über ganze An-
teileinheiten hinausgehende Bruchteile bzw. einen Fondsdeckungska-
pitalwert bis zur Höhe von 500,- EUR erbringen wir als Geldleistung. Bei 
einer Kapitalabfindung in Form einer Geldleistung zahlen wir den Euro-
Wert des Fondsdeckungskapitals aus.

(9) Zur Ausübung des Wahlrechts werden wir Sie spätestens sechs 
Wochen vor dem Ende der vereinbarten Ansparphase auffordern. Wün-
schen Sie die Leistung in Form von Wertpapieren, muss uns eine ent-
sprechende Mitteilung spätestens bis zum 15. des letzten Monats der 
Ansparphase zugegangen sein. Andernfalls zahlen wir die Kapitalabfin-
dung als Geldleistung aus.

(10) Endet Ihre Versicherung durch Verlangen der Kapitalabfindung 
oder Kündigung, legen wir der Ermittlung des Euro-Wertes des Fonds-
deckungskapitals den letzten Börsentag bzw. – bei Investmentfonds, bei 
denen der Anteilpreis nicht börsentäglich ermittelt wird – den Tag der 
letzten Preisfeststellung (bei der jeweiligen Kapitalverwaltungsgesell-
schaft) des letzten Versicherungsmonats zu Grunde.

(11) Wenn Sie von uns Geldleistungen (vgl. Absatz 8 und 10) erhalten, 
kann der für die Ermittlung dieser Leistungen zu Grunde liegende Wert 
der Anteile erst dann bestimmt werden, sobald die Veräußerung der 
entsprechenden Anteile aus unserem Anlagestock erfolgt ist bzw. der 
entsprechende Euro-Wert eines Anteils ermittelt wurde. 

Ist der Verkauf von Anteilen beispielsweise auf Grund einer Fondssper-
rung nicht möglich, behalten wir uns vor, den Fondsdeckungskapitalwert 
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erst dann zu ermitteln, nachdem wir die entsprechenden Anteileinheiten 
der zu Grunde liegenden Anlagestöcke veräußert haben. Über eine 
Fondssperrung werden wir Sie unverzüglich (d. h. ohne schuldhaftes 
Zögern) informieren. In diesem Fall finden die Bestimmungen über den 
Stichtag für die Berechnung des Fondsdeckungskapitalwerts in Absatz 
10 keine Anwendung.

Flexibler Abrufzeitraum

(12) Das Ende der vereinbarten Ansparphase kann ab der Vollendung 
des 62. Lebensjahres flexibel gestaltet werden.

a) Vorgezogener Rentenbeginn

Dabei können Sie verlangen, dass die Ansparphase Ihrer Versicherung 
verkürzt und somit der Beginn der Rentenzahlung (Fälligkeitstag der er-
sten Rente) unter Herabsetzung der Rente je 10.000,- EUR Fondsgutha-
ben vorverlegt wird. Der Antrag auf Vorverlegung muss uns spätestens 
bis zum 15. des Vormonats des von Ihnen gewünschten Rentenbeginns 
zugegangen sein. Für die Ermittlung der herabgesetzten Rente je 10.000,- 
EUR Fondsguthaben gilt Absatz 6 entsprechend. Nähere Informationen 
zur Höhe Ihrer Rentenfaktoren bei einem vorgezogenen Rentenbeginn 
innerhalb des Abrufzeitraums können Sie Ihrer Police bzw. ggf. den ent-
sprechenden Nachträgen entnehmen.

b) Aufgeschobener Rentenbeginn

Unabhängig davon, ob Ihre Versicherung in beitragsfreier oder -pflich-
tiger Form besteht, können Sie einmalig das ursprünglich vereinbarte 
Ende der Ansparphase auf das Alter von 85 Jahren aufschieben. Durch 
den Aufschub des Rentenbeginns verlängert sich der Zeitraum für einen 
möglichen vorgezogenen Rentenbeginn entsprechend um die neu hin-
zukommende Aufschubdauer.

Bei beitragspflichtigen Versicherungen sind die laufenden Beiträge ent-
sprechend bis zum neu festgelegten Rentenbeginn weiterzuzahlen, so-
fern Sie nicht verlangen, dass die Versicherung gemäß § 9 beitragsfrei 
gestellt wird.

Der Antrag auf Aufschub des Rentenbeginns muss uns spätestens bis 
zum 15. des Monats vor dem Fälligkeitstag der ersten Rente zugegangen 
sein.

Die Höhe der Rente je 10.000,- EUR Fondsguthaben wird für die neu hin-
zukommende Aufschubdauer entsprechend angepasst. Für die Ermitt-
lung der angepassten Rente je 10.000,- EUR Fondsguthaben gilt Absatz 
6 entsprechend. 

Nähere Informationen zur Höhe Ihrer Rentenfaktoren bei einem aufge-
schobenen Rentenbeginn können Sie dem entsprechenden Nachtrag zu 
Ihrer Police entnehmen.

Rentengarantiezeit

(13) Sterben Sie nach Zahlungsbeginn der Rente und vor Ablauf der ver-
einbarten Rentengarantiezeit, zahlen wir die vereinbarte Rente bis zum 
Ablauf dieser Zeit. Alternativ kann der Anspruchsberechtigte die Ab-
findung der bis zum Ablauf der Rentengarantiezeit noch ausstehenden 
garantierten Renten beantragen. Die Beantragung hat unmittelbar mit 
Einreichung der Unterlagen zum Nachweis Ihres Todes (vgl. § 12 Abs. 
3) zu erfolgen.

Die Höhe der Abfindung entspricht dem für die Rentengarantiezeit zum 
Todeszeitpunkt zur Verfügung stehenden garantierten Deckungskapital. 
Dieses sollte zur Finanzierung der Altersrentenzahlungen in der zum To-
deszeitpunkt garantierten Höhe, die ohne Eintritt Ihres Todes bis zum 
Ablauf der Rentengarantiezeit an Sie noch fällig geworden wären, die-
nen.

Eine vereinbarte Rentengarantiezeit kann sich durch den Aufschub des 
vereinbarten Endes der Ansparphase (vgl. Absatz 12 b)) verkürzen. Nä-
here Informationen zu einer ggf. angepassten Rentengarantiezeit bei 
einem aufgeschobenen Rentenbeginn können Sie dem entsprechenden 
Nachtrag zu Ihrer Police entnehmen.

Leistungen aus der Überschussbeteiligung

(14) Zu den in den Absätzen 2 bis 11 geregelten Leistungen erhalten 
Sie – sofern vorhanden – weitere Leistungen aus der Überschussbe-

teiligung in Euro (vgl. § 2). Entscheidend für den Gesamtertrag des Ver-
trages ist bis zum Rentenzahlungsbeginn aber die Wertentwicklung der 
Anlagestöcke (vgl. Absatz 1).

§ 2 Wie erfolgt die Überschussbeteiligung?

Entscheidend für den Gesamtertrag des Vertrages vor Rentenbeginn ist 
die Entwicklung des Sondervermögens, an der Sie unmittelbar beteiligt 
sind (vgl. § 1 Abs. 1). 

Darüber hinaus erhalten Sie gemäß § 153 des Versicherungsvertrags-
gesetzes (VVG) eine Überschussbeteiligung. Diese umfasst eine Be-
teiligung an den Überschüssen und an den Bewertungsreserven. Eine 
Beteiligung an den Bewertungsreserven erfolgt bei Ihrer Versicherung 
jedoch nur nach Beginn der Rentenzahlung. Innerhalb der Ansparphase 
erfolgt keine Beteiligung an den Bewertungsreserven. Die Überschüsse 
und die Bewertungsreserven ermitteln wir nach den Vorschriften des 
Handelsgesetzbuches (HGB). In der Ansparphase werden die Über-
schüsse in Form eines Sofortrabattes (vgl. Absatz 2 b)) quartärlich bzw. 
alle weiteren Überschusskomponenten – auch während des Renten-
bezugs (inkl. der Bewertungsreserven) – jährlich im Rahmen unserer 
Quartals- bzw. Jahresabschlussarbeiten festgestellt. Die Quartalsab-
schlüsse bzw. der Jahresabschluss werden von einem unabhängigen 
Wirtschaftsprüfer geprüft und der Jahresabschluss ist zudem unserer 
Aufsichtsbehörde einzureichen.

Ansprüche auf eine bestimmte Höhe der Beteiligung Ihres Vertrages an 
den Überschüssen und den Bewertungsreserven ergeben sich hieraus 
noch nicht.

Die Überschussbeteiligung veröffentlichen wir jährlich im Anhang des 
Geschäftsberichts bzw. in einer gesonderten Anlage. Die innerhalb 
der Ansparphase quartärlich festgelegten Überschüsse in Form eines 
Sofortrabattes können Sie der entsprechenden Übersicht in Ihrer Ver-
tragsverwaltung im Internet entnehmen.

(1) Grundsätze und Maßstäbe für die Überschussbeteiligung der Versi-
cherungsnehmer

a) Überschussquellen

Überschüsse können aus drei verschiedenen Quellen entstehen:

–  den Erträgen der Kapitalanlagen,

–  dem Risikoergebnis und

–  dem übrigen Ergebnis.

Wir beteiligen unsere Versicherungsnehmer in ihrer Gesamtheit ent-
sprechend der Regelung des Absatzes 1 b) an diesen Überschüssen; 
dabei beachten wir die Verordnung über die Mindestbeitragsrückerstat-
tung in der Lebensversicherung (Mindestzuführungsverordnung) in der 
jeweils geltenden Fassung.

–  Erträge der Kapitalanlagen

  Von den Nettoerträgen der nach dieser Verordnung maßgeblichen 
Kapitalanlagen erhalten die Versicherungsnehmer insgesamt minde-
stens den dort genannten prozentualen Anteil. In der derzeitigen Fas-
sung der Mindestzuführungsverordnung sind grundsätzlich 90 Pro-
zent vorgeschrieben. Aus diesem Betrag werden zunächst die Mittel 
entnommen, die für die garantierten Leistungen benötigt werden. Die 
verbleibenden Mittel verwenden wir für die Überschussbeteiligung 
der Versicherungsnehmer.

–  Risikoergebnis 

  Weitere Überschüsse entstehen insbesondere, wenn die tatsächli-
che Lebensdauer der Versicherten kürzer ist als die bei der Tarifkal-
kulation zugrunde gelegte. In diesem Fall müssen wir weniger Renten 
als ursprünglich angenommen zahlen und können daher die Versi-
cherungsnehmer an dem entstehenden Risikoergebnis beteiligen. An 
diesen Überschüssen werden die Versicherungsnehmer nach der 
derzeitigen Fassung der Mindestzuführungsverordnung grundsätz-
lich zu mindestens 90 Prozent beteiligt.
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–  Übriges Ergebnis

  Am übrigen Ergebnis werden die Versicherungsnehmer nach der der-
zeitigen Fassung der Mindestzuführungsverordnung grundsätzlich 
zu mindestens 50 Prozent beteiligt. Überschüsse aus dem übrigen 
Ergebnis können beispielsweise entstehen, wenn die tatsächlichen 
Kosten geringer sind als bei der Tarifkalkulation angenommen.

b) Bei Ihrer Flexiblen Vorsorge Smart-Invest entstehen nicht in jeder 
Vertragsphase Überschüsse aus allen vorstehend beschriebenen Über-
schussquellen.

Vor Rentenbeginn (innerhalb der Ansparphase) entstehen Überschüsse 
insbesondere dann, wenn die tatsächlichen Kosten geringer sind als bei 
der Tarifkalkulation angenommen (Übriges Ergebnis).

Nach Rentenbeginn stammen die Überschüsse im Wesentlichen aus 
den Erträgen der Kapitalanlagen des sonstigen Vermögens. Auch kön-
nen ab diesem Zeitpunkt weitere Überschüsse aus dem Risikoergebnis 
sowie dem Übrigen Ergebnis anfallen.

c) Überschusszuführung

Die auf die Versicherungsnehmer entfallenden Überschüsse führen wir 
der Rückstellung für Beitragsrückerstattung zu, soweit sie nicht in Form 
der sog. Direktgutschrift bereits unmittelbar den überschussberech-
tigten Versicherungen gutgeschrieben werden.

Die Rückstellung für Beitragsrückerstattung dient dazu, Schwankungen 
der Überschüsse auszugleichen. Sie darf grundsätzlich nur für die Über-
schussbeteiligung der Versicherungsnehmer verwendet werden. Nur in 
Ausnahmefällen und mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde können wir 
hiervon nach § 140 Abs. 1 des Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) 
abweichen. Dies dürfen wir nur, soweit die Rückstellung für Beitrags-
rückerstattung nicht auf bereits festgelegte Überschussanteile entfällt. 
Nach der derzeitigen Fassung des § 140 Abs. 1 VAG können wir im In-
teresse der Versicherten die Rückstellung für Beitragsrückerstattung 
heranziehen, um:

–  einen drohenden Notstand abzuwenden,

–  unvorhersehbare Verluste aus den überschussberechtigten Verträ-
gen auszugleichen, die auf allgemeine Änderungen der Verhältnisse 
zurückzuführen sind, oder

–  die Deckungsrückstellung zu erhöhen, wenn die Rechnungsgrund-
lagen auf Grund einer unvorhersehbaren und nicht nur vorüberge-
henden Änderung der Verhältnisse angepasst werden müssen. 

Wenn wir die Rückstellung für Beitragsrückerstattung zum Verlustaus-
gleich oder zur Erhöhung der Deckungsrückstellung heranziehen, bela-
sten wir die Versichertenbestände verursachungsorientiert.

d) Bewertungsreserven

Bewertungsreserven entstehen, wenn der Marktwert der Kapitalan-
lagen über dem Wert liegt, mit dem die Kapitalanlagen in der Bilanz 
ausgewiesen sind. Die Bewertungsreserven sorgen für Sicherheit und 
dienen dazu, kurzfristige Ausschläge an den Kapitalmärkten auszu-
gleichen. Ein Teil der Bewertungsreserven fließt den Versicherungs-
nehmern unmittelbar zu. Hierzu wird die Höhe der Bewertungsreserven 
monatlich neu ermittelt. Der so ermittelte Wert wird den Verträgen nach 
einem verursachungsorientierten Verfahren zugeordnet und Ihrer Ver-
sicherung innerhalb des Rentenbezugs gemäß den in Absatz 2 e) be-
schriebenen Grundsätzen zugeteilt. Aufsichtsrechtliche Regelungen zur 
Sicherstellung der dauernden Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus den 
Versicherungen bleiben unberührt.

(2) Grundsätze und Maßstäbe für die Überschussbeteiligung Ihres Ver-
trages

a) Die verschiedenen Versicherungsarten tragen unterschiedlich zum 
Überschuss bei. Wir haben deshalb gleichartige Versicherungen zu 
Bestandsgruppen zusammengefasst. Diese bilden wir beispielsweise, 
um das versicherte Risiko – in diesem Fall das Langlebigkeitsrisiko – zu 
berücksichtigen. Die Überschüsse verteilen wir auf die einzelnen Be-
standsgruppen nach einem verursachungsorientierten Verfahren und 
zwar in dem Maß, wie die Bestandsgruppen zur Entstehung von Über-
schüssen beigetragen haben. Dies hat zur Folge, dass einer Bestands-

gruppe, die nicht zur Entstehung von Überschüssen beigetragen hat, 
auch keine Überschüsse zugewiesen werden.

Ihre Versicherung gehört innerhalb der Ansparphase zur Bestandsgrup-
pe 131, ab Rentenbeginn zur Bestandsgruppe 113 und erhält Anteile an 
den Überschüssen der jeweiligen Bestandsgruppe. Die Mittel für die 
Überschussanteile werden bei der Direktgutschrift zu Lasten des Er-
gebnisses des Geschäftsjahres finanziert, ansonsten der Rückstellung 
für Beitragsrückerstattung entnommen. In der Ansparphase wird die 
Höhe der Überschussanteilsätze für den Sofortrabatt quartärlich bzw. 
aller weiteren Überschussanteilsätze – auch während des Rentenbe-
zugs (inkl. der Bewertungsreserven) – jährlich vom Vorstand unseres 
Unternehmens auf Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars festgelegt.

Wir veröffentlichen die Überschussanteilsätze in unserem jährlichen 
Geschäftsbericht, den Sie jederzeit bei uns anfordern können bzw. in 
einer gesonderten Anlage, die Sie jederzeit in unserem Internetauftritt 
einsehen oder bei uns anfordern können. Zudem können Sie die Über-
schussanteilsätze für den Sofortrabatt jeder Zeit Ihrer Vertragsverwal-
tung im Internet entnehmen.

Vor Rentenbeginn

b) Entscheidend für den Gesamtertrag des Vertrages vor Rentenbeginn 
ist die Entwicklung des Sondervermögens, an der Sie unmittelbar be-
teiligt sind. Sofern von uns eine entsprechende Überschussbeteiligung 
festgesetzt wird, erhält Ihr Vertrag folgende Überschussanteile:

Laufende Überschussbeteiligung

Die laufenden Überschussanteile werden dem einzelnen Versiche-
rungsvertrag monatlich zugewiesen. Die Höhe der jeweiligen Über-
schussanteilsätze wird je Investmentfonds festgelegt.

Eine Form des laufenden Überschusses ist der Sofortrabatt auf den von 
der Kapitalverwaltungsgesellschaft festgelegten Ausgabeaufschlag. 
Durch die direkte Verrechnung des jeweils gewährten Sofortrabatts 
werden bei Ermittlung der Ihrem Vertrag zuzuordnenden Anteileinheiten 
für Sie nur die entsprechend reduzierten Ausgabeaufschläge angerech-
net.

Der von einer Kapitalverwaltungsgesellschaft festgelegte Ausgabe-
aufschlag für einen Investmentfonds kann von dieser geändert werden. 
Daher können wir Ihnen die in der Kundeninformation genannten Be-
träge nicht für die gesamte Dauer Ihres Vertrages garantieren.

Zudem werden weitere laufende Überschussanteile gewährt, die unmit-
telbar in Anteileinheiten umgerechnet und Ihrem Vertrag gutgeschrie-
ben werden. Diese Überschussanteile bemessen sich

–  bei beitragspflichtigen Versicherungsverträgen in Prozent des mo-
natlichen Beitrags;

–  in Prozent der bis zum jeweiligen Monatsende aufgelaufenen Bei-
tragssumme;

–  in Prozent des Fondsguthabens zum jeweiligen Monatsende.

Schlussüberschuss

Ihr Vertrag kann bei Fälligkeit der Versicherungsleistung einen Schluss-
Überschussanteil erhalten. Dieser berechnet sich in Prozent der aufge-
laufenen Beitragssumme. Diese entspricht den bis zum Fälligkeitszeit-
punkt gezahlten Beiträgen.

Die Höhe des Schluss-Überschussanteils ist nicht garantiert und wird 
in Abhängigkeit von der jeweiligen Ertragslage jährlich für die Lei-
stungsfälle eines Geschäftsjahres deklariert, wobei die Anteilsätze 
auch rückwirkend für bereits abgelaufene Jahre jeweils neu festge-
legt werden können.

Zum Rentenbeginn

c) Das Überschusssystem Ihrer Versicherung im Rentenbezug können 
Sie bis drei Monate vor dem von Ihnen gewählten Rentenbeginn wech-
seln. Folgende Systeme stehen Ihnen zur Auswahl:

–  jährliche Rentensteigerung (dynamische Rente) oder

–  Zusatzrente (flexible Rente).
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Wenn Sie keinen Wechsel des Überschusssystems beantragen, erhal-
ten Sie eine dynamische Rente.

Sofern vorhanden, verwenden wir den Euro-Wert des Schluss-Über-
schussanteils als Einmalbeitrag für eine zusätzliche beitragsfreie Rente, 
die zusammen mit der aus dem Fondsdeckungskapital gebildeten Rente 
(vgl. § 1 Abs. 6) fällig wird und wieder überschussberechtigt ist. 

Die zusätzliche beitragsfreie Rente ermittelt sich entsprechend der Re-
gelungen des § 1 Abs. 6 zur Berechnung der aus dem Fondsdeckungs-
kapital gebildeten Rente.

Nach Rentenbeginn

d) Innerhalb der Rentenbezugsphase ist eine Anpassung der für Ihren 
Vertrag maßgebenden Rechnungsgrundlagen (Sterbetafel und Rech-
nungszins) nur für zukünftige – noch nicht zugeteilte – Überschusszu-
führungen bzw. Bewertungsreservenbeteiligungen möglich.

e) Nach Rentenbeginn wird jeweils bei Erleben des Versicherungs-
jahrestages eine nach einem verursachungsorientierten Verfahren 
ermittelte Beteiligung an den Bewertungsreserven fällig. Die Höhe der 
Beteiligung an den Bewertungsreserven wird unmittelbar zu diesem 
Zeitpunkt ermittelt und der entsprechende Wert Ihrem Vertrag zugeteilt.

Voraussetzung dafür ist, dass sich für unsere Kapitalanlagen am maß-
gebenden Stichtag eine positive Bewertungsreserve ergibt. Die ent-
sprechenden Stichtage des auf das Berichtsjahr folgenden Geschäfts-
jahrs sind im jeweiligen Geschäftsbericht festgelegt.

Von den an dem entsprechenden Stichtag festgestellten Bewertungsre-
serven wird der Teilbetrag ermittelt, der auf den Bestand an Versiche-
rungen entfällt, für die ein Anspruch auf die Beteiligung an den Bewer-
tungsreserven besteht.

Die aus diesem Teilbetrag (im Sinne von Satz 1) jährlich Ihrer Versiche-
rung gemäß der derzeitigen Fassung des § 153 Abs. 3 VVG zur Hälfte 
zuzuteilende Bewertungsreservenbeteiligung – die zur Bildung einer 
zusätzlichen Rente (vgl. Absatz 2 h)) verwendet wird – berechnet sich 
wie folgt:

Zu dem Zeitpunkt, zu dem Ihrer Versicherung gemäß Satz 1 Bewertungs-
reserven zuzuteilen sind, ermitteln wir den Betrag, der dem Verhältnis 
der Summe der Deckungskapitalien und Überschussguthaben Ihrer 
Versicherung an den bisherigen – seit Rentenbeginn verstrichenen – 
jährlichen Bilanzstichtagen (31. Dezember) zur entsprechenden Summe 
aller berechtigten Verträge an ihren jeweiligen jährlichen Bilanzstichta-
gen entspricht. 

Da die Beteiligung Ihrer Versicherung an den Bewertungsreserven im 
Rentenbezug jährlich erfolgt, werden zum einen die jeweiligen Summen 
der Deckungskapitalien und Überschussguthaben um die Anteile, die 
auf die bis zu diesem Zeitpunkt bereits gezahlten Renten entfallen, ver-
mindert und zum anderen wird Ihrer Versicherung zu jedem Versiche-
rungsjahrestag ein anteiliger Betrag – der dem Verhältnis der zwischen 
den beiden letzten Bilanzstichtagen gezahlten garantierten Renten und 
dem Deckungskapital inkl. Überschussguthaben zum letzten Bilanz-
stichtag entspricht – zugeteilt.

Sterben Sie innerhalb der Rentengarantiezeit und wünscht der An-
spruchsberechtigte die einmalige Auszahlung des für die Rentenga-
rantiezeit zur Verfügung stehenden Deckungskapitals, wird eine Be-
teiligung an den Bewertungsreserven fällig, deren Höhe zum Zeitpunkt 
Ihres Todes ermittelt wird. Dabei wird nicht die Hälfte des anteiligen 
Betrags – wie vorangehend beschrieben – sondern gemäß der derzei-
tigen Fassung des § 153 Abs. 3 VVG die Hälfte des vollen Betrags ent-
sprechend angerechnet.

Erfolgt aus technischen oder rechtlichen Gründen eine Änderung des 
Verfahrens oder der Stichtage, so wird dies im jeweils aktuellen Ge-
schäftsbericht mit Wirkung für das auf das Berichtsjahr folgende Ge-
schäftsjahr festgelegt.

f) Jährliche Rentensteigerung (im Rahmen der dynamischen Rente)

Ihre Versicherung erhält zum Ende eines jeden Versicherungsjahres 
– erstmals zum Ende des ersten Rentenbezugsjahres – laufende Über-
schussanteile. Die Überschussanteile werden zur Rentensteigerung 

verwendet. Die Höhe der Rentensteigerung ergibt sich aus der jährlich 
neu festgelegten Überschussdeklaration und kann für die Zukunft nicht 
garantiert werden. Falls wir in einem Jahr nicht ausreichend Über-
schüsse erwirtschaften, kann die Rentensteigerung in diesem Jahr 
gegenüber dem Vorjahr geringer ausfallen oder sogar ganz entfallen. 
Bereits erfolgte jährliche Rentensteigerungen bleiben erhalten.

g) Zusatzrente (im Rahmen der flexiblen Rente)

Ab Rentenbeginn erhöhen wir die versicherte Rente um eine Zusatz-
rente. Die Höhe dieser Zusatzrente ergibt sich aus der jährlich neu 
festgelegten Überschussbeteiligung und kann für die Zukunft nicht 
garantiert werden. Die zukünftigen – aber noch nicht zugeteilten – 
Überschussanteile werden dabei unter der Annahme, dass die maßge-
benden Überschussanteilsätze unverändert bleiben, so aufgeteilt, dass 
sich eine über die Rentenbezugszeit gleich bleibende Rente aus diesen 
Überschussanteilen ergibt. Diese Zusatzrente bleibt solange unverän-
dert, wie sich die maßgebenden Überschussanteilsätze nicht ändern. 
Falls wir in einem Jahr nicht ausreichend Überschüsse erwirtschaften, 
kann die Zusatzrente reduziert werden. Bereits erfolgte Erhöhungen 
der versicherten Rente bleiben erhalten.

h) Zusätzliche Rente aus der Beteiligung an den Bewertungsreserven

Zu jedem Versicherungsjahrestag – erstmals nach Ablauf des ersten 
Rentenbezugsjahres – kann eine zusätzliche, dauerhafte Erhöhung der 
Rente aus der Beteiligung an den Bewertungsreserven erfolgen. Die 
Höhe der jährlich neu hinzukommenden zusätzlichen Rente ergibt sich 
aus der jeweiligen Beteiligung an den Bewertungsreserven und kann 
für die Zukunft nicht garantiert werden. Falls zu einem Versicherungs-
jahrestag nur eine geringere oder keine Beteiligung aus den Bewer-
tungsreserven vorhanden ist, kann die zusätzliche Rente in diesem 
Jahr gegenüber dem Vorjahr geringer ausfallen oder sogar ganz ent-
fallen. Bereits erfolgte jährliche Rentenerhöhungen bleiben erhalten.

(3) Information über die Höhe der Überschussbeteiligung

Die Höhe der Überschussbeteiligung hängt von vielen Einflüssen ab. 
Diese sind nicht vorhersehbar und von uns nur begrenzt beeinflussbar. 
Wichtigster Einflussfaktor vor Rentenbeginn ist dabei die Entwicklung 
der Kosten. Aber auch die Entwicklung des versicherten Risikos ist von 
Bedeutung. Nach Rentenbeginn treten die Erträge aus den sonstigen 
Kapitalanlagen hinzu. Die Höhe der künftigen Überschussbeteiligung 
kann also nicht garantiert werden.

§ 3 Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz?

Ihr Versicherungsschutz beginnt, wenn der Vertrag abgeschlossen wor-
den ist, jedoch nicht vor dem mit Ihnen vereinbarten, in der Police an-
gegebenen Versicherungsbeginn. Allerdings entfällt unsere Leistungs-
pflicht bei nicht rechtzeitiger Zahlung des ersten Beitrags (vgl. § 4 Abs. 
2 und 3 sowie § 5).

Beitragszahlung

§ 4 Was haben Sie bei der Beitragszahlung zu beachten?

(1) Für Ihre Versicherung sind laufende Beiträge für jede Zahlungspe-
riode zu entrichten. Bei Ihrer Flexiblen Vorsorge Smart-Invest beträgt 
diese einen Monat.

(2) Der erste Beitrag ist unverzüglich (d. h. ohne schuldhaftes Zögern) 
nach Abschluss des Vertrages zu zahlen, jedoch nicht vor dem mit Ih-
nen vereinbarten – in der Police angegebenen – Versicherungsbeginn. 
Alle weiteren Beiträge (Folgebeiträge) werden jeweils zu Beginn der 
vereinbarten Zahlungsperiode fällig. Die Beiträge sind bis zum Ende der 
Ansparphase, längstens jedoch bis zu Ihrem Tod, zu entrichten.

(3) Sie haben den Beitrag rechtzeitig gezahlt, wenn Sie bis zum Fäl-
ligkeitstag (vgl. Absatz 2) alles getan haben, damit der Beitrag bei uns 
eingeht.

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto mittels eines SEPA-
Lastschriftmandats vereinbart, gilt die Zahlung in folgendem Fall als 
rechtzeitig:
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–  Der Beitrag konnte am Fälligkeitstag eingezogen werden und

–  Sie haben einer berechtigten Einziehung nicht widersprochen.

Konnten wir den fälligen Beitrag ohne Ihr Verschulden nicht einziehen, 
ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich (d. 
h. ohne schuldhaftes Zögern) nach unserer in Textform abgegebenen 
Zahlungsaufforderung erfolgt. Haben Sie zu vertreten, dass der Beitrag 
wiederholt nicht eingezogen werden kann, sind wir berechtigt, künftig 
die Zahlung außerhalb des SEPA-Lastschrifteinzugs zu verlangen.

(4) Die Übermittlung Ihrer Beiträge erfolgt auf Ihre Gefahr und Ihre Ko-
sten.

(5) Bei Fälligkeit der Versicherungsleistung werden wir etwaige Bei-
tragsrückstände verrechnen.

§ 5 Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht rechtzeitig zahlen?

Erster Beitrag

(1) Wenn Sie den ersten Beitrag nicht rechtzeitig zahlen, können wir – 
solange die Zahlung nicht bewirkt ist – vom Vertrag zurücktreten. Dies 
gilt nicht, wenn uns nachgewiesen wird, dass Sie die nicht rechtzeitige 
Zahlung nicht zu vertreten haben.

(2) Ist der erste Beitrag bei Eintritt des Versicherungsfalles noch nicht 
gezahlt, sind wir nicht zur Leistung verpflichtet. Dies gilt nur, wenn wir 
Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffäl-
ligen Hinweis in der Police auf diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht 
haben. Unsere Leistungspflicht bleibt jedoch bestehen, wenn Sie uns 
nachweisen, dass Sie das Ausbleiben der Zahlung nicht zu vertreten 
haben.

Folgebeitrag

(3) Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig zahlen, können wir Ih-
nen in Textform eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen. 
Begleichen Sie den Rückstand nicht innerhalb der von uns gesetzten 
Zahlungsfrist, so entfällt oder vermindert sich Ihr Versicherungsschutz. 
Auf diese Rechtsfolgen werden wir Sie im Rahmen der Fristsetzung aus-
drücklich hinweisen.

Ihre Versicherung wird dann bis zur Wiederaufnahme der Beitragszah-
lung in eine beitragsfreie Versicherung umgewandelt.

§ 6  Wie verwenden wir Ihre Beiträge?

(1) Ihren Beitrag führen wir entsprechend der mit Ihnen getroffenen 
Vereinbarung den Anlagestöcken (vgl. § 1 Abs. 1) zu und rechnen ihn 
– unter Berücksichtigung der jeweils erhobenen reduzierten Ausgabe-
aufschläge (vgl. § 11 Abs. 3) – in Anteileinheiten um. Dabei muss der 
Anlagebetrag pro von Ihnen gewünschtem Investmentfonds mindestens 
5,- EUR monatlich betragen.

(2) Der Wert einer Anteileinheit pro Anlagestock richtet sich nach der 
Wertentwicklung des entsprechenden Anlagestocks. Die Ermittlung 
des Wertes einer Anteileinheit erfolgt, indem der Euro-Gesamtwert des 
Anlagestocks am letzten Börsentag des Vormonats bzw. – bei Invest-
mentfonds, bei denen der Anteilpreis nicht börsentäglich ermittelt wird 
– am Tag der letzten Preisfeststellung (bei der jeweiligen Kapitalverwal-
tungsgesellschaft) im Vormonat durch die Zahl der zu diesem Zeitpunkt 
vorhandenen Anteileinheiten des Anlagestocks geteilt wird. 

(3) Bei der Anlage Ihres Beitrags wird der jeweilige Anteilwert – unter 
Berücksichtigung der Regelungen des § 11 Abs. 1 bis 4 – zu Grunde ge-
legt, der sich gemäß der in Absatz 2 beschriebenen Wertermittlung zum 
Ende des Vormonats der entsprechenden Beitragsfälligkeit ergibt. Auf 
den so ermittelten Anteilwert haben wir keinen Einfluss. Zudem kann 
beispielsweise eine kurzfristige Fondssperrung zu einer Verschiebung 
des Ausführungszeitpunktes der Anlage Ihres Beitrags führen. In die-
sem Fall werden wir Sie unverzüglich (d. h. ohne schuldhaftes Zögern) 
informieren.

(4) Die Ausschüttungen bzw. Thesaurierungen eines Investmentfonds 
ergeben bei ausschüttenden Investmentfonds zusätzliche Anteilein-

heiten bzw. erhöhen bei thesaurierenden Investmentfonds den Wert der 
Anteileinheiten. Wir schreiben den betroffenen Verträgen zum Ersten 
eines Monats jeweils die uns bis zum letzten Börsentag des jeweiligen 
Vormonats je Fondsanteil gemeldeten und gutgeschriebenen Ausschüt-
tungen bzw. Steuergutschriften aus Thesaurierungen gut. Die Gutschrift 
erfolgt auf Basis der im betroffenen Investmentfonds zum Ende des 
jeweiligen Vormonats vorhandenen Fondsanteile sowie Börsenkurses.

Fondsauswahl

§ 7  Wann können Sie die Aufteilung der Anlagebeträge ändern oder 
Anteileinheiten umschichten lassen?

Beitragssplitting (Switch)

(1) Sie können die Aufteilung Ihrer zukünftigen Anlagebeträge zur näch-
sten Beitragsfälligkeit in Ihrer Vertragsverwaltung im Internet ändern 
(Beitragssplitting), sofern uns Ihr Änderungswunsch vor dem letzten 
Börsentag des entsprechenden Vormonats zugegangen ist. Die Auf-
teilung erfolgt nach Ihrer Wahl und in Euro-Beträgen unter Beachtung 
der Mindestanlage je Investmentfonds. Auf ein volles Vertragsjahr be-
rechnet beträgt diese mindestens 60,- EUR, was bei einer monatlichen 
Zahlweise einer Mindestanlage in Höhe von 5,- EUR je Investmentfonds 
entspricht. Bei einer späteren Beauftragung wird die geänderte Bei-
tragsaufteilung zum übernächsten Beitragsfälligkeitstermin berücksich-
tigt. Für die auf der geänderten Beitragsaufteilung basierenden Anlage 
gelten die Regelungen des § 6 Abs. 2 und 3 entsprechend.

Fondswechsel (Shift)

(2) Zudem können Sie in Ihrer Vertragsverwaltung im Internet die Um-
schichtung der auf Ihre Versicherung entfallenden Anteileinheiten in 
andere Investmentfonds zum nächsten Monatsersten beauftragen 
(Fondswechsel bzw. Shift). Ihr Änderungswunsch muss uns in Prozent 
der umzuschichtenden Anteileinheiten des jeweiligen Investmentfonds 
vor dem letzten Börsentag des entsprechenden Vormonats zugegan-
gen sein. Der Wert in Euro der ganz oder teilweise umzuschichten-
den Anteileinheiten des jeweiligen Investmentfonds wird hierbei in 
Anteileinheiten des neu gewählten Investmentfonds angelegt, wobei 
der Umschichtungsbetrag jeweils mindestens 5,- EUR betragen muss. 
Bei einem Fondswechsel fallen für Sie keine Ausgabeaufschläge bzw. 
Transaktionsgebühren (bei Indexfonds) an.

Für die Ermittlung des Werts der umzuschichtenden Anteileinheiten 
wird der letzte Börsentag des Monats zu Grunde gelegt, in dem Sie den 
Fondswechsel beauftragt haben. Die Umschichtung erfolgt dann zum 
Ersten des darauffolgenden Monats. Bei den künftigen Beiträgen, die in 
Investmentfonds investiert werden, erfolgt die Anlage jedoch weiterhin 
entsprechend Ihrem bisher gewählten Anlagesplitting.

Sonstiges

(3) Bei der Ausübung Ihres Rechts auf Beitragssplitting bzw. Fonds-
wechsel stehen Ihnen alle zu diesem Zeitpunkt von uns für Ihre Ver-
sicherung angebotenen Investmentfonds zur Verfügung. Können wir 
Ihren Auftrag beispielsweise auf Grund einer Fondssperrung nicht aus-
führen, werden wir Sie hierüber unverzüglich (d. h. ohne schuldhaftes 
Zögern) informieren.

(4) Die Beauftragung eines Beitragssplittings bzw. Fondswechsels kann 
nur in Ihrer Vertragsverwaltung im Internet erfolgen und ist für Sie ge-
bührenfrei.

(5) Bei einem Beitragssplitting bzw. Fondswechsel bleiben die tech-
nischen Daten zu Ihrer Versicherung (der Versicherungsbeginn, der 
Rentenzahlungsbeginn sowie der Beitrag) unverändert.

§ 8  Was geschieht, wenn Investmentfonds nicht mehr zur Verfügung 
stehen?

(1) Das bei Abschluss Ihres Vertrages zur Verfügung stehende Fonds-
angebot kann während der gesamten Ansparphase Änderungen und 
Erweiterungen unterliegen. Die jeweils aktuelle Liste der zu Ihrem Ver-
trag abschließbaren Investmentfonds können Sie Ihrer Vertragsverwal-
tung im Internet entnehmen.
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(2) Sollten bei einem Ihrem Vertrag zu Grunde liegenden Investment-
fonds erhebliche Änderungen eintreten, die wir nicht beeinflussen kön-
nen, insbesondere weil

–  der Investmentfonds uns nicht mehr wie bisher – z. B. auf Grund 
Beschränkung, Aussetzung, endgültiger Einstellung, Auflösung oder 
Zusammenlegung mit anderen Investmentfonds – von der Kapitalver-
waltungsgesellschaft zur Verfügung gestellt wird oder

–  eine erhebliche Verletzung von vertraglichen Pflichten der von uns 
beauftragten Kapitalverwaltungsgesellschaft vorliegt,

können wir stattdessen einen Ersatzfonds aus dem jeweils aktuellen 
Fondsangebot zu Ihrem Vertrag zu Grunde legen, der nach unserer 
Einschätzung dem von Ihnen gewählten Investmentfonds am ehesten 
entspricht. Das gilt im Rahmen einer notwendigen Umschichtung so-
wohl für den Verkauf der Anteileinheiten des nicht mehr zur Verfügung 
stehenden Investmentfonds als auch für den Neuerwerb der Anteilein-
heiten des Ersatzfonds. Ebenso gilt dies bei einem beitragspflichtigen 
Vertrag für die im Rahmen Ihrer Anlage vorgesehenen Beitragsteile in 
den nicht mehr zur Verfügung stehenden Investmentfonds.

Über Änderungen werden wir Sie in der Regel vorab in Textform infor-
mieren. Dabei räumen wir Ihnen eine angemessene Frist ein, innerhalb 
derer Sie die Möglichkeit haben, die auf Ihren Vertrag entfallenden An-
teileinheiten ganz oder teilweise auch in andere Investmentfonds aus 
dem Ihrem Vertrag zu Grunde liegenden jeweils aktuellen Fondsangebot 
umschichten zu lassen und die Aufteilung der Anlagebeträge neu fest-
zulegen. Die Beauftragung eines Beitragssplittings bzw. Fondswechsels 
kann bequem in Ihrer Vertragsverwaltung im Internet erfolgen. Bei einer 
anderen Form der Beauftragung muss uns Ihr Wunsch in Textform vor-
liegen.

Liegt uns eine entsprechende Beauftragung nicht rechtzeitig vor dem in 
unserer Mitteilung genannten Termin vor, werden wir den dort genann-
ten Ersatzfonds verwenden. Die Änderung führen wir jeweils zu dem in 
unserer Mitteilung genannten Stichtag durch.

Wenn wir Sie nicht rechtzeitig informieren können, weil die erheblichen 
Änderungen kurzfristig eingetreten sind und wir selbst davon nicht 
rechtzeitig Kenntnis erlangt haben, werden wir im Rahmen einer not-
wendigen Umschichtung bzw. Änderung des Beitragssplittings einen 
Ersatzfonds (vgl. Satz 1) zu Grunde legen. Sie haben dann innerhalb der 
in unserer Information gesetzten Frist das Recht, ein Beitragssplitting 
und einen Fondswechsel nach § 7 gebührenfrei durchzuführen.

(3) Neben den in Absatz 2 genannten erheblichen Änderungen können 
auch folgende Gründe dazu führen, dass wir einen Ihrem Vertrag zu 
Grunde liegenden Investmentfonds nicht mehr anbieten:

–  Der Investmentfonds erfüllt nicht mehr die Auswahlkriterien, von de-
nen wir die Aufnahme eines Investmentfonds in das Fondsangebot 
üblicherweise abhängig machen. So kann beispielsweise die erheb-
liche Unterschreitung der Fondsperformance des von Ihnen gewähl-
ten Investmentfonds im Vergleich zum Marktdurchschnitt oder eine 
Verschlechterung bzw. ein Wegfall von Ratings Ihres Investment-
fonds nicht mehr in Einklang mit unseren Auswahlkriterien stehen. 
Gleiches gilt bei einer erheblichen Änderung der Anlagestrategie 
oder der Anlagepolitik der von uns beauftragten Kapitalverwaltungs-
gesellschaft bzw. bei einem Austausch des Fondsmanagers.

–  Das Fondsvolumen des Investmentfonds unterschreitet – über alle 
bei uns bestehenden Versicherungsverträge betrachtet – länger als 
sechs Monate einen Betrag von 100.000,- EUR bzw. der Investment-
fonds wird von der von uns beauftragten Kapitalverwaltungsgesell-
schaft nicht mehr zu den bei Aufnahme des Investmentfonds in das 
Fondsangebot vereinbarten Rahmenbedingungen angeboten.

Auch in diesen Fällen können wir Ihnen stattdessen einen Ersatzfonds 
aus dem jeweils aktuellen Fondsangebot zu Ihrem Vertrag zu Grunde 
legen, der nach unserer Einschätzung dem von Ihnen gewählten Invest-
mentfonds am ehesten entspricht. Das gilt im Rahmen einer notwendi-
gen Umschichtung sowohl für den Verkauf der Anteileinheiten des nicht 
mehr für Ihren Vertrag von uns angebotenen Investmentfonds als auch 
für den Neuerwerb der Anteileinheiten des Ersatzfonds. Ebenso gilt dies 
bei einem beitragspflichtigen Vertrag für die im Rahmen Ihrer Anlage 

vorgesehenen Beitragsteile in den nicht mehr für Ihren Vertrag von uns 
angebotenen Investmentfonds.

Über Änderungen werden wir Sie vorab in Textform informieren. Dabei 
räumen wir Ihnen eine angemessene Frist ein, innerhalb derer Sie die 
Möglichkeit haben, die auf Ihren Vertrag entfallenden Anteileinheiten 
ganz oder teilweise auch in andere Investmentfonds aus dem Ihrem Ver-
trag zu Grunde liegenden jeweils aktuellen Fondsangebot umschichten 
zu lassen und die Aufteilung der Anlagebeträge neu festzulegen. Die Be-
auftragung eines Beitragssplittings bzw. Fondswechsels kann bequem 
in Ihrer Vertragsverwaltung im Internet erfolgen. Bei einer anderen 
Form der Beauftragung muss uns Ihr Wunsch in Textform vorliegen.

Liegt uns eine entsprechende Beauftragung nicht rechtzeitig vor dem in 
unserer Mitteilung genannten Termin vor, werden wir den dort genann-
ten Ersatzfonds verwenden. Die Änderung führen wir jeweils zu dem in 
unserer Mitteilung genannten Stichtag durch.

(4) Sollten aus der Auflösung eines Investmentfonds durch die Kapital-
verwaltungsgesellschaft (siehe Absatz 2) oder bei einem nicht mehr für 
Ihren Vertrag angebotenen Investmentfonds (siehe Absatz 3) Zahlungen 
zu späteren Zeitpunkten resultieren, werden wir diese – bei einem bei-
tragspflichtigen Vertrag – gemäß Ihrer zum jeweiligen Rückzahlungs-
zeitpunkt aktuellen Aufteilung der Beiträge in die zu diesem Zeitpunkt 
gewählten Investmentfonds anlegen. Bei einem beitragsfrei gestellten 
Vertrag werden die durch die Kapitalverwaltungsgesellschaft erbrach-
ten Zahlungen gemäß der zum jeweiligen Rückzahlungszeitpunkt aktu-
ellen Aufteilung des Fondsdeckungskapitals in die zu diesem Zeitpunkt 
gewählten Investmentfonds angelegt.

Kündigung und Beitragsfreistellung

§ 9  Wann können Sie Ihre Versicherung beitragsfrei stellen bzw. die 
vereinbarte Beitragshöhe reduzieren?

(1) Umwandlung in eine beitragsfreie Versicherung

Wenn Sie die laufenden Beiträge nicht weiterbezahlen wollen, können 
Sie Ihre Versicherung vor Beginn der Auszahlungsphase zur nächsten 
Beitragsfälligkeit beitragsfrei stellen. Dieser Wunsch muss uns vor dem 
letzten Börsentag des entsprechenden Vormonats zugegangen sein. Bei 
einer späteren Beauftragung wird die Beitragsfreistellung zum über-
nächsten Beitragsfälligkeitstermin berücksichtigt.

Die Beauftragung der Änderung kann bequem in Ihrer Vertragsverwal-
tung im Internet erfolgen. Bei einer anderen Form der Beauftragung 
muss uns Ihr Wunsch in Textform vorliegen.

(2) Reduzierung der Beitragshöhe

An Stelle einer Beitragsfreistellung des gesamten Vertrages nach Ab-
satz 1 können Sie vor Beginn der Auszahlungsphase unter Beachtung 
der Regelungen des Absatzes 1 zur nächsten Beitragsfälligkeit verlan-
gen, dass Ihre Versicherung teilweise (im Sinne einer Reduzierung der 
Beitragshöhe) von der Beitragszahlungspflicht befreit wird.

(3) Eine Fortführung Ihrer Versicherung unter teilweiser Befreiung von 
der Beitragszahlungspflicht ist nur möglich, wenn der reduzierte Beitrag 
den Mindestbetrag von 25,- EUR monatlich nicht unterschreitet. Andern-
falls wird Ihr Vertrag – sofern möglich – beitragsfrei gestellt.

(4) Eine Fortführung der Versicherung unter vollständiger Befreiung von 
der Beitragspflicht ist allerdings nur möglich, wenn das vorhandene ge-
samte Fondsguthaben einen Betrag von 500,- EUR nicht unterschreitet. 
Andernfalls erlischt Ihre Versicherung und Sie erhalten das zum Zeit-
punkt der Beitragsfreistellung vorhandene gesamte Fondsguthaben 
(vgl. § 10 Abs. 8 bis 10) ausgezahlt.

(5) Die Beitragsfreistellung bzw. Reduzierung Ihrer Versicherung kann 
für Sie mit Nachteilen verbunden sein. So erreicht der für die Bildung 
einer beitragsfreien Anwartschaft auf eine Rente zur Verfügung ste-
hende Betrag – insbesondere in Abhängigkeit von der Entwicklung der 
zu Grunde liegenden Anlagestöcke – nicht unbedingt die Summe der 
eingezahlten Beiträge. In der Anfangszeit Ihres Vertrages stehen zu-
dem wegen der Verrechnung von Abschluss- und Vertriebskosten (vgl. 
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§ 11) geringere Beitragsteile zur Bildung einer beitragsfreien Anwart-
schaft auf eine Rente zur Verfügung als in den Folgejahren. Die Höhe 
der Rentenfaktoren je 10.000,- EUR Fondsguthaben bleibt durch die Bei-
tragsfreistellung bzw. -reduzierung unverändert. Nähere Informationen 
zum danach vorhandenen Fondsguthaben können Sie Ihrer Vertragsver-
waltung im Internet entnehmen.

Wiederinkraftsetzung bzw. Beitragsanpassung

(6) Innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren ab dem Zeitpunkt der Bei-
tragsfreistellung bzw. -reduzierung können Sie bei Ihrer Versicherung 
vor Beginn der Auszahlungsphase unter Beachtung der Regelungen 
des Absatzes 1 zur nächsten Beitragsfälligkeit die Beitragszahlung – 
mit einem Mindestbetrag von 25,- EUR monatlich – wieder aufnehmen 
bzw. den Beitrag entsprechend erhöhen. Beides kann maximal bis zur 
ursprünglichen – zum Zeitpunkt der jeweils letzten Beitragsfreistellung 
bzw. -reduzierung vereinbarten – Beitragshöhe erfolgen.

Bitte beachten Sie jedoch die bzgl. der steuerlichen Behandlung Ihres 
Vertrages geltenden Restriktionen in der entsprechenden Auftragsbe-
stätigung bzw. den Steuerinformationen.

(7) Bei einer Wiederinkraftsetzung bzw. Beitragsanpassung gemäß Ab-
satz 6 sind die für den Vertrag garantierten Mindestrentenfaktoren (vgl. 
§ 1 Abs. 6) weiterhin maßgebend.

§ 10  Wann können Sie Ihre Versicherung kündigen bzw. Teilentnahmen 
vornehmen?

(1) Sie können Ihre Versicherung vor Rentenbeginn jederzeit zum näch-
sten Monatsersten ganz kündigen oder Teilentnahmen vornehmen. Dies 
kann von Ihnen bequem in Ihrer Vertragsverwaltung im Internet beauf-
tragt werden. Bei einer anderen Form der Beauftragung muss uns Ihr 
Wunsch in Textform vorliegen.

Für eine zeitnahe Auszahlung nach dem nächsten Monatsersten ist es 
notwendig, dass uns Ihr Auszahlungsauftrag vor dem letzten Börsen-
tag des entsprechenden Vormonats zugegangen ist. Bei einer späteren 
Beauftragung wird die Teilentnahme zum übernächsten Monatsersten 
berücksichtigt.

Die Auszahlung erfolgt in der Regel bis zum fünften Arbeitstag des ent-
sprechenden Monats.

Auszahlungsoption (Teilentnahme)

(2) Bei der Teilentnahme können Sie sich einen Euro-Wert aus dem 
gesamten Fondsguthaben Ihres Vertrages auszahlen lassen. Der ge-
wünschte Entnahmebetrag wird dabei auf Basis der aktuell gültigen Kur-
se in Anteileinheiten der vorhandenen Investmentfonds umgerechnet. 
Die Kurse bei Ausführung Ihres Auftrags können jedoch von den aktuell 
gültigen Kursen abweichen. Aus diesem Grund kann der tatsächliche 
Entnahmebetrag von dem von Ihnen angegebenen Betrag abweichen.

(3) Alternativ können Sie sich einen Euro-Wert aus einem Ihrem Vertrag 
zu Grunde liegenden Investmentfonds auszahlen lassen. Der Entnah-
mebetrag wird dabei auf Basis des aktuell gültigen Kurses in Anteilein-
heiten des entsprechenden Investmentfonds umgerechnet. Der Kurs bei 
Ausführung Ihres Auftrags kann jedoch von dem aktuell gültigen Kurs 
abweichen. Aus diesem Grund kann der tatsächliche Entnahmebetrag 
von dem von Ihnen angegebenen Betrag abweichen.

(4) Sofern wir Ihren Auftrag – beispielsweise auf Grund einer Fonds-
sperrung – zum geplanten Ausführungszeitpunkt nicht ausführen, wer-
den wir Sie hierüber unverzüglich (d. h. ohne schuldhaftes Zögern) in-
formieren.

(5) Eine Teilentnahme ist ab einem Betrag von mindestens 10,- EUR mög-
lich.

Bei Teilentnahmen gemäß Absatz 2 und 3 werden nur die Investment-
fonds anteilig berücksichtigt bzw. können nur Investmentfonds ausge-
wählt werden, deren Fondsanteile frei verfügbar sind.

In dem tatsächlich zur Auszahlung kommenden Betrag sind – auf ggf. 
enthaltene Wertsteigerungen – anfallende Steuern berücksichtigt.

(6) Das nach Auszahlung verbleibende Fondsguthaben darf jedoch bei 
einem beitragsfrei gestellten Vertrag den Betrag von 500,- EUR nicht un-
terschreiten. In diesem Fall erlischt – im Sinne einer Kündigung – der 
Vertrag und wir zahlen Ihnen das zum Zeitpunkt der Kündigung vorhan-
dene Fondsguthaben (vgl. Absatz 8 bis 10) aus.

(7) Die Rentenfaktoren bzw. Rechnungsgrundlagen ändern sich durch 
ggf. erfolgte Teilentnahmen nicht.

Kündigung des gesamten Vertrages

(8) Bei Kündigung werden wir entsprechend § 169 VVG – soweit vorhan-
den – den Rückkaufswert erstatten. Dieser entspricht dem Euro-Wert 
des Fondsdeckungskapitals (vgl. § 1 Abs. 10 und 11) und nicht z. B. der 
Summe der von Ihnen eingezahlten Beiträge – zum maßgeblichen Kün-
digungstermin (vgl. Absatz 1).

(9) Die Kündigung Ihrer Versicherung kann für Sie mit Nachteilen 
verbunden sein. So erreicht der Rückkaufswert – insbesondere in 
Abhängigkeit von der Entwicklung der zu Grunde liegenden Anlage-
stöcke – nicht unbedingt die Summe der eingezahlten Beiträge. In der 
Anfangszeit Ihres Vertrages stehen zudem wegen der Verrechnung von 
Abschluss- und Vertriebskosten (vgl. § 11) nur geringere Beitragsteile 
zur Fondsanlage zur Verfügung als in den Folgejahren. Nähere Informa-
tionen zum Rückkaufswert und seiner Höhe können Sie Ihrer Vertrags-
verwaltung im Internet sowie den jährlich erfolgenden Wertmitteilungen 
entnehmen.

(10) Den Rückkaufswert erbringen wir als Geldleistung. Die Bestim-
mungen des § 1 Abs. 10 und 11 gelten entsprechend.

Auszahlungsmodalitäten

(11) Auszahlungen (Kündigung des gesamten Vertrages bzw. Teilentnah-
men) können von Ihnen bequem in Ihrer Vertragsverwaltung im Internet 
beauftragt werden und erfolgen gemäß Ihrer Wahl auf das mit Ihnen 
vereinbarte Referenzkonto oder auf andere von CosmosDirekt für Sie 
vorgesehene Produkte. Das Referenzkonto muss ein Girokonto sein, das 
bei einem Kreditinstitut des Einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums 
geführt wird und auf Ihren Namen lautet.

Beitragsrückzahlung

(12) Die Rückzahlung der Beiträge können Sie nicht verlangen.

Kosten

§ 11  Wie verteilen wir die bei der Kalkulation in Ansatz gebrachten 
Kosten?

(1) Die bei der Beitragskalkulation in Ansatz gebrachten Abschluss- und 
Vertriebskosten verteilen wir in gleichmäßigen Jahresbeträgen über 
einen Zeitraum von fünf Jahren, höchstens auf den Zeitraum bis zum 
vereinbarten Beginn der Rentenzahlung.

Die beschriebene Kostenverrechnung hat wirtschaftlich zur Folge, dass 
in der Anfangszeit Ihrer Versicherung geringere Beträge zum Erwerb 
von Anteileinheiten zur Verfügung stehen. 

(2) Zur Deckung der für die Verwaltung Ihres Vertrages anfallenden Auf-
wände ziehen wir bis zum Beginn der Rentenzahlung Verwaltungsko-
sten von den jeweils eingezahlten Beiträgen ab. Zudem werden – auch 
bei beitragsfrei gestellten Verträgen – monatlich Verwaltungskosten 
aus dem vorhandenen Deckungskapital entnommen.

Bei beitragsfrei gestellten Verträgen kann die Entnahme der Verwal-
tungskosten – bei ungünstiger Entwicklung der Werte der zu Grunde 
liegenden Anlagestöcke – dazu führen, dass das Fondsdeckungskapi-
tal vor Ablauf der vereinbarten Versicherungsdauer aufgebraucht ist. 
Der Versicherungsschutz aus dem Vertrag erlischt damit. Wir werden 
Sie jedoch rechtzeitig auf ein Erlöschen Ihres Vertrages hinweisen.
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(3) Zudem werden bei jedem Fondskauf (außer bei einer Umschichtung) 
die von der jeweiligen Kapitalverwaltungsgesellschaft festgesetzten 
Ausgabeaufschläge jeweils in Prozent des Anteilwertes der entspre-
chenden Investmentfonds erhoben. Durch die direkte Verrechnung der 
im Rahmen der Überschussbeteiligung gewährten Sofortrabatte (vgl. 
§ 2 Abs. 2 b)) werden bei Ermittlung der Ihrem Vertrag zuzuordnenden 
Anteileinheiten für Sie jedoch nur die entsprechend reduzierten Ausga-
beaufschläge angerechnet.

(4) Die bei jedem Kauf bzw. Verkauf eines Indexfonds (ETF’s) üblicher-
weise anfallenden Transaktionsgebühren werden bei Ihrem Vertrag 
nicht erhoben. Gleiches gilt für Rücknahmegebühren beim Verkauf von 
Investmentfonds.

(5) Nähere Informationen zur Höhe der bei der Kalkulation in Ansatz 
gebrachten Kosten bzw. Ausgabeaufschläge finden Sie unter II. Punkt 
1 in der Kundeninformation. Die jeweils aktuell für die einzelnen Invest-
mentfonds gültigen Ausgabeaufschläge können Sie auch der entspre-
chenden Übersicht in Ihrer Vertragsverwaltung im Internet entnehmen. 
Weitere Informationen finden Sie zudem im Basisinformationsblatt.

Pflichten und Leistungsempfänger

§ 12  Was ist zu beachten, wenn eine Versicherungsleistung verlangt 
wird?

(1) Wird eine Leistung aus dem Vertrag beansprucht (bei bzw. ab Be-
endigung der vereinbarten Ansparphase oder bei Ihrem Tod (vgl. § 1)), 
können wir verlangen, dass uns die Police und ein Zeugnis über den Tag 
Ihrer Geburt vorgelegt werden.

(2) Vor jeder Rentenzahlung können wir auf unsere Kosten eine amtliche 
Bescheinigung darüber verlangen, dass Sie noch leben.

(3) Ihr Tod ist uns unverzüglich (d. h. ohne schuldhaftes Zögern) anzuzei-
gen. Als Nachweis ist uns eine amtliche Sterbeurkunde mit Angabe von 
Alter und Geburtsort einzureichen.

Zu Unrecht empfangene Rentenzahlungen sind an uns zurückzuzahlen.

(4) Wir können weitere Nachweise und Auskünfte verlangen, wenn dies 
erforderlich ist, um unsere Leistungspflicht zu klären.

(5) Die mit den Nachweisen verbundenen Kosten trägt derjenige, der die 
Versicherungsleistung beansprucht.

(6) Unsere Leistungen überweisen wir dem Empfangsberechtigten auf 
seine Kosten. Bei Überweisungen in Länder außerhalb des Europä-
ischen Wirtschaftsraums trägt die empfangsberechtigte Person auch 
die damit verbundene Gefahr.

§ 13  Was gilt für Mitteilungen, die sich auf das Versicherungsverhältnis 
beziehen?

(1) Viele Vertragsanpassungen können Sie bequem in Ihrer Ver-
tragsverwaltung im Internet beantragen bzw. beauftragen. Darauf 
– sowie auf die sonst zu beachtenden Formvorschriften – wer-
den Sie in den entsprechenden Paragrafen explizit hingewiesen.

(2) Eine Änderung Ihrer Postanschrift müssen Sie uns in Textform un-
verzüglich (d. h. ohne schuldhaftes Zögern) mitteilen. Andernfalls 
können für Sie Nachteile entstehen. Wir sind berechtigt, eine an Sie 
zu richtende Erklärung mit eingeschriebenem Brief an Ihre uns zuletzt 
bekannte Anschrift zu senden. In diesem Fall gilt unsere Erklärung drei 
Tage nach Absendung des eingeschriebenen Briefes als zugegangen.

(3) Bei Änderung Ihres Namens gilt Absatz 2 entsprechend. Jedoch muss 
uns Ihre Namensänderung durch geeignete Nachweise angezeigt werden.

(4) Zur Änderung Ihres Referenzkontos ist Ihre persönliche Identi-
fikation mittels Identitätsprüfung (wie etwa PostIdent-Verfahren) 
erforderlich. Dies gilt ebenfalls bei der Übertragung von Wert-
papieren gemäß § 1 Abs. 8 und 9 für die Angabe des Depots.

(5) Wenn Sie sich für längere Zeit außerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land aufhalten, sollten Sie uns, auch in Ihrem Interesse, in Textform eine 
im Inland ansässige Person benennen, die bevollmächtigt ist, unsere 
Mitteilungen für Sie entgegenzunehmen (Zustellungsbevollmächtigter).

§ 14 Wer erhält die Versicherungsleistungen?

(1) Als unser Versicherungsnehmer können Sie bestimmen, wer die Lei-
stung erhält. Falls Sie uns keine andere Person benannt haben, die bei 
Eintritt des Versicherungsfalls die Ansprüche aus dem Versicherungs-
vertrag erwerben soll (Bezugsberechtigter), erbringen wir die Leistung 
an Sie oder an Ihre Erben.

Widerrufliche Bezugsberechtigung

(2) Sie können uns widerruflich eine andere Person benennen, die die 
Leistung erhalten soll. Diese erwirbt das Recht auf die Leistung erst mit 
dem Eintritt des Versicherungsfalls. Deshalb können Sie Ihre Bestim-
mung bis zum Eintritt des Versicherungsfalls jederzeit widerrufen. 

Anzeige

(3) Die Einräumung und der Widerruf eines widerruflichen Bezugsrechts 
sind uns gegenüber nur und erst dann wirksam, wenn sie uns von Ihnen 
in Textform angezeigt worden sind.

Abtretung, Verpfändung und unwiderrufliche Bezugsberechtigung

(4) Die Abtretung von Forderungen und Rechten aus dem Versiche-
rungsvertrag sowie seine Verpfändung sind ausgeschlossen. Ausge-
schlossen ist ferner jede sonstige Übertragung von Forderungen oder 
Eigentumsrechten aus dem Vertrag an Dritte (wie z. B. die Einräumung 
eines unwiderruflichen Bezugsrechts), mit Ausnahme von Bezugs-
rechten nach Absatz 2.

Sonstige Regelungen

§ 15 Welche Informationen erhalten Sie während der Vertragslaufzeit?

(1) Sie können sich über den Verlauf Ihres Fondsguthabens jederzeit 
in Ihrer Vertragsverwaltung im Internet informieren. Zusätzlich stellen 
wir Ihnen während der Vertragslaufzeit mindestens einmal jährlich eine 
Übersicht zum Stand Ihrer Flexiblen Vorsorge Smart-Invest zur Verfü-
gung. Innerhalb dieser Mitteilung werden wir Ihnen auch den Euro-Wert 
des nicht garantierten Schluss-Überschussanteils – sofern vorhanden 
– ausweisen.

(2) Über die jeweils aktuellen Anlagegrundsätze bzw. die Art der Vermö-
genswerte des (der) Ihrer Flexiblen Vorsorge Smart-Invest zu Grunde 
liegenden Investmentfonds können Sie sich während der gesamten Ver-
tragslaufzeit in Ihrer Vertragsverwaltung im Internet informieren.

§ 16 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag Anwendung?

Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland An-
wendung.

§ 17 Wo ist der Gerichtsstand und wann verjähren Ihre Ansprüche?

(1) Ansprüche aus Ihrem Versicherungsvertrag können gegen uns bei 
dem Gericht geltend gemacht werden, in dessen Bezirk Sie zur Zeit der 
Klageerhebung Ihren Wohnsitz oder Ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben, ferner bei dem für unseren Geschäftssitz örtlich zuständigen 
Gericht.

(2) Sofern Sie nach Vertragsschluss Ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt ins Ausland verlegen, ist das Gericht örtlich zuständig, in 
dessen Bezirk wir unseren Geschäftssitz haben.

(3) Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. 
Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in welchem die Lei-
stung verlangt werden kann.
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§ 18 Welche Vertragsbestimmungen können geändert werden?

(1) Ist eine Bestimmung in diesen Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen durch höchstrichterliche Entscheidung oder durch bestands-
kräftigen Verwaltungsakt für unwirksam erklärt worden, können wir 
sie durch eine neue Regelung ersetzen, wenn dies zur Fortführung des 
Vertrages notwendig ist oder wenn das Festhalten an dem Vertrag ohne 
neue Regelung für eine Vertragspartei auch unter Berücksichtigung der 
Interessen der anderen Vertragspartei eine unzumutbare Härte darstel-
len würde. Die neue Regelung ist nur wirksam, wenn sie unter Wahrung 
des Vertragsziels die Belange der Versicherungsnehmer angemessen 
berücksichtigt.

(2) Die neue Regelung nach Absatz 1 wird zwei Wochen, nachdem wir 
Ihnen die neue Regelung und die hierfür maßgeblichen Gründe mitge-
teilt haben, Vertragsbestandteil.
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Ergänzend zu den Allgemeinen Bedingungen für eine Fondsgebundene 
Rentenversicherung (Flexible Vorsorge Smart-Invest) gelten – je nach 
Vereinbarung – folgende Regelungen:

§ 1  Welche Anlageoptionen stehen Ihnen bei Antragstellung zur Ver-
fügung?

(1) Bei Antragstellung haben Sie verschiedene Möglichkeiten, Ihre 
Fondsauswahl – im Rahmen der von uns angebotenen Optionen – zu 
treffen. Hierbei stehen Ihnen

–  einzelne Investmentfonds und Fondspakete aus unterschiedlichen 
Anlage- und Risikobereichen bzw.

–  Anlagestrategien, die eine vorgegebene Aufteilung auf verschiedene 
Indexfonds (ETF’s) vorsehen

zur Auswahl.

(2) Im Rahmen der Fondsauswahl können Sie vorgeben, wie Sie Ihren 
Anlagebeitrag auf die von Ihnen gewählten Investmentfonds individuell 
aufteilen möchten oder ob Sie sich für ein Fondspaket entscheiden.

(3) Entscheiden Sie sich für eine der zur Auswahl stehenden Anlage-
strategien, erfolgt die prozentuale Aufteilung Ihres Anlagebeitrags auf 
die in einer Strategie enthaltenen Indexfonds (ETF’s) nach einem fest 
vorgegebenen Verhältnis.

Da sich die enthaltenen Indexfonds (ETF’s) innerhalb der Ansparpha-
se unterschiedlich entwickeln können, ist es – um in der von Ihnen 
gewählten Anlagestrategie zu bleiben – in regelmäßigen Abständen 
notwendig, die Aufteilung des Fondsguthabens zu überprüfen und ggf. 
entsprechend umzuschichten, so dass die zu Vertragsbeginn gültige 
prozentuale Aufteilung nochmals hergestellt ist. Hierzu werden wir Sie 
in Ihrer Vertragsverwaltung im Internet entsprechend informieren, so 
dass Sie die ggf. notwendige Umschichtung selbst vornehmen können. 

Entscheiden Sie sich während der Ansparphase, die zu Vertragsbeginn 
gültige prozentuale Aufteilung individuell anzupassen, eine ggf. notwen-
dige Umschichtung nicht durchzuführen bzw. andere Investmentfonds 
aufzunehmen, kann die von Ihnen gewählte Anlagestrategie nicht mehr 
aufrechterhalten werden. In diesem Fall erlischt die Anlagestrategie 
und sie erhalten von uns keine weiteren Informationen mehr bzgl. einer 
ggf. notwendigen Umschichtung.

§ 2  Wie können Sie im Rahmen des passiven Ablaufmanagements An-
teileinheiten umschichten lassen?

(1) Wir bieten Ihnen in den letzten fünf Jahren vor Rentenbeginn ein pas-
sives Ablaufmanagement. Bei diesem schichten wir unabhängig vom 
Kapitalmarktverlauf Ihr Fondsdeckungskapital systematisch in risikoär-
mere Anlagen um, die zu diesem Zeitpunkt dafür von uns vorgesehen 
sind. Dadurch werden die Risiken einer Wertminderung – insbesondere 
aufgrund von Kursrückgängen – reduziert.

(2) Haben Sie das passive Ablaufmanagement bei Vertragsabschluss 
vereinbart, beginnen wir fünf Jahre vor dem zu diesem Zeitpunkt ver-
einbarten Rentenzahlungsbeginn mit der Umschichtung Ihres Fondsde-
ckungskapitals in risikoärmere Anlagen. Hierbei können Sie zwischen 
verschiedenen von uns angebotenen Optionen wählen.

(3) Über den Beginn des passiven Ablaufmanagements bzw. über die 
Ihnen zur Verfügung stehenden Optionen werden wir Sie rechtzeitig in 
Ihrer Vertragsverwaltung im Internet informieren.

(4) Für das passive Ablaufmanagement werden keine gesonderten Ge-
bühren erhoben.

(5) Sie können jederzeit ein vereinbartes passives Ablaufmanagement 

bequem in Ihrer Vertragsverwaltung im Internet deaktivieren. Ein be-
reits begonnenes passives Ablaufmanagement kann dort zum nächsten 
Monatsersten mit einer Frist von zwei Wochen deaktiviert werden. Eine 
erneute Aktivierung nach einer Deaktivierung ist ebenfalls bequem in 
Ihrer Vertragsverwaltung im Internet möglich.

Können Sie dazu Ihre Vertragsverwaltung im Internet nicht nutzen, muss 
uns Ihr Wunsch in Textform vorliegen.

(6) Haben Sie das passive Ablaufmanagement bei Vertragsabschluss 
nicht vereinbart, haben Sie in Ihrer Vertragsverwaltung im Internet je-
derzeit die Möglichkeit, dies bequem zu beantragen. Möchten Sie dazu 
nicht Ihre Vertragsverwaltung im Internet nutzen, muss uns Ihr Wunsch 
in Textform vorliegen. Ansonsten werden wir Sie – rechtzeitig vor Be-
ginn eines möglichen passiven Ablaufmanagements – auf diese Option 
hinweisen.

§ 3  Wie können Sie bis zum Ende der vereinbarten Ansparphase die 
Beiträge im Rahmen der Dynamik-Option an Ihre persönlichen Ver-
hältnisse anpassen?

(1) Sofern bei Antragstellung vereinbart, stellen wir Ihnen jährlich in 
Ihrer Vertragsverwaltung im Internet – rechtzeitig vor dem jeweiligen 
Erhöhungstermin – ein Dynamik-Angebot ein. Dieses wird Ihnen zudem 
durch eine E-Mail-Benachrichtigung angekündigt. Das Dynamik-Ange-
bot beinhaltet eine Erhöhung des monatlichen Beitrags um den im Rah-
men der Dynamik-Option mit Ihnen zu diesem Zeitpunkt vereinbarten 
Prozentsatz. 

Sofern Sie bei Antragstellung zunächst einmal auf eine jährliche Bei-
tragserhöhung verzichtet haben, informieren wir Sie ebenfalls mit einer 
E-Mail über die Ihnen jährlich zur Auswahl stehenden Erhöhungsopti-
onen, die Sie sich mit der Dynamik-Option bei Antragstellung kostenlos 
gesichert haben. 

(2) Die Erhöhungen des Beitrags und der Versicherungsleistungen er-
folgen jeweils zu dem im Angebot genannten Versicherungsjahrestag.

(3) Sie haben vor jedem Erhöhungstermin die Möglichkeit, den dem 
Dynamik-Angebot zu Grunde gelegten Prozentsatz bequem in Ihrer Ver-
tragsverwaltung im Internet anzupassen. Gleiches gilt, wenn Sie bisher 
auf ein entsprechendes Dynamik-Angebot verzichtet haben.

(4) Wollen Sie von der Dynamik-Option in einem Jahr keinen Gebrauch 
machen, können Sie uns dies vor dem Erhöhungstermin bequem in Ihrer 
Vertragsverwaltung im Internet mitteilen und den bisher von Ihnen ge-
wählten Prozentsatz auf Null setzen.

Zudem entfällt eine Erhöhung rückwirkend, wenn Sie ihr bis zum Ende 
des ersten Monats nach dem Erhöhungstermin widersprechen oder den 
ersten erhöhten Beitrag nicht innerhalb von zwei Monaten nach dem 
Erhöhungstermin zahlen.

(5) Durch Erhöhungen im Rahmen der Dynamik-Option erhöht sich der 
Betrag, mit dem wir Fondsanteile entsprechend der von Ihnen gewähl-
ten Aufteilung erwerben, soweit er nicht zur Deckung der Abschluss- 
und Vertriebskosten sowie der Verwaltungskosten vorgesehen ist.

Die Höhe der Rente berechnet sich – unter Berücksichtigung der im 
Rahmen der dynamischen Anpassung erworbenen zusätzlichen Fonds-
anteile – aus dem zum Ende der vereinbarten Ansparphase zur Ver-
rentung insgesamt zur Verfügung stehenden Fondsguthaben und dem 
dann jeweils gültigen Rentenfaktor (vgl. § 1 Abs. 6 der Allgemeinen 
Bedingungen für eine Fondsgebundene Rentenversicherung (Flexible 
Vorsorge Smart-Invest)).

(6) Können Sie für eine von Ihnen gewünschte Beauftragung Ihre Ver-
tragsverwaltung im Internet nicht nutzen, muss uns Ihr Wunsch in Text-
form vorliegen.

Besondere Bedingungen für eine Fondsgebundene
Rentenversicherung (Flexible Vorsorge Smart-Invest)

§ 1 Welche Anlageoptionen stehen Ihnen bei Antragstellung zur 
Verfügung?

§ 2 Wie können Sie im Rahmen des passiven Ablaufmanagements 
Anteileinheiten umschichten lassen?

§ 3 Wie können Sie bis zum Ende der vereinbarten Ansparphase 
die Beiträge im Rahmen der Dynamik-Option an Ihre persön-
lichen Verhältnisse anpassen?
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Einkommensteuer

Bei der Flexiblen Vorsorge Smart-Invest handelt es sich um eine auf-
geschobene fondsgebundene Rentenversicherung gegen laufende Bei-
tragszahlung mit garantiertem Mindestrentenfaktor und Kapitalwahl-
recht (Tarif CFR).

Beiträge

Beiträge zu einer Fondsgebundenen Rentenversicherung nach Tarif CFR 
können bei der Veranlagung zur Einkommensteuer nicht als Sonderaus-
gaben abgezogen werden.

Leistungen

1. Rentenzahlung

Leibrenten aus einer aufgeschobenen fondsgebundenen Rentenversi-
cherung nach Tarif CFR unterliegen als sonstige Einkünfte nur mit dem 
Ertragsanteil der Einkommensteuer.

Werden Leibrenten nach dem Tod der versicherten Person während der 
Rentengarantiezeit weitergezahlt, unterliegen die Renten der Rentenga-
rantie weiterhin mit dem Ertragsanteil des Erblassers der Einkommen-
steuer.

Rentenzahlungen sind vom Steuerpflichtigen im Rahmen der Veranla-
gung zur Einkommensteuer anzugeben.

Als Versicherungsunternehmen sind wir dazu verpflichtet, der Deut-
schen Rentenversicherung Bund als zentraler Stelle die Auszahlung von 
Renten mitzuteilen (sog. Rentenbezugsmitteilungen).

2. Auszahlung der Todesfall-Leistung

Die Leistung im Todesfall vor Rentenbeginn bzw. die Abfindung der bis 
zum Ablauf der Rentengarantiezeit noch ausstehenden garantierten 
Renten im Todesfall nach Rentenbeginn und vor Ablauf der Rentenga-
rantiezeit ist einkommensteuerfrei.

3. (Teil-)Entnahmen / Kapitalabfindung 

3.1 Besteuerung des Unterschiedsbetrages

Der in der Versicherungsleistung enthaltene Kapitalertrag (= Unter-
schiedsbetrag zwischen der Versicherungsleistung und der Summe der 
auf sie entrichteten Beiträge) unterliegt der Einkommensteuerpflicht. 
Bei einer Teilauszahlung sind die anteilig entrichteten Beiträge von der 
Auszahlung in Abzug zu bringen. 

Vom Unterschiedsbetrag behalten wir 25 Prozent Kapitalertragsteuer 
sowie den Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer ein und führen 
diese an das Finanzamt ab.

Der Steuerabzug hat grundsätzlich abgeltende Wirkung. Eine Angabe 
des steuerpflichtigen Kapitalertrags im Rahmen der persönlichen Ein-
kommensteuerveranlagung kommt jedoch in Betracht, wenn der indi-
viduelle Grenzsteuersatz des Steuerpflichtigen weniger als 25 Prozent 
beträgt.

Ein Steuerabzug unterbleibt, falls uns ein Freistellungsauftrag in ausrei-
chender Höhe erteilt oder eine Nichtveranlagungsbescheinigung vor-
gelegt wird. 

3.2 Besteuerung des hälftigen Unterschiedsbetrages

Wird die Versicherungsleistung nach Vollendung des 62. Lebensjahres 
des Steuerpflichtigen und nach Ablauf von 12 Jahren (= Mindestver-
tragsdauer) seit Vertragsabschluss ausgezahlt, ist der in der Versiche-
rungsleistung enthaltene Kapitalertrag nur zur Hälfte steuerpflichtig.

Auch in diesem Fall sind wir verpflichtet, vom Unterschiedsbetrag zwi-
schen der Versicherungsleistung und der Summe der auf sie entrich-
teten Beiträge 25 Prozent Kapitalertragsteuer sowie den Solidaritäts-
zuschlag und ggf. Kirchensteuer einzubehalten und an das Finanzamt 
abzuführen.

Anschließend hat der Steuerpflichtige den vollen Unterschiedsbetrag im 
Rahmen seiner persönlichen Einkommensteuerveranlagung anzugeben. 
Das Finanzamt nimmt dann von Amts wegen die Kürzung für die hälftige 
Steuerfreistellung vor und unterwirft den hälftigen Unterschiedsbetrag 
dem individuellen Steuersatz des Steuerpflichtigen. Die bereits abge-
führte Kapitalertragsteuer wird bei der Steuerfestsetzung angerechnet. 

Ein Steuerabzug unterbleibt, falls uns ein Freistellungsauftrag in ausrei-
chender Höhe erteilt oder eine Nichtveranlagungsbescheinigung vor-
gelegt wird.

3.3 Negativer Unterschiedsbetrag

Ist die Versicherungsleistung niedriger als die Summe der auf sie ent-
richteten Beiträge, ergibt sich ein negativer Unterschiedsbetrag (Ver-
lust).

Dieser Verlust kann im Rahmen der persönlichen Einkommensteuerver-
anlagung berücksichtigt werden. Hierzu stellen wir dem Steuerpflichti-
gen auf Verlangen eine Verlustbescheinigung aus. 

Bei einer Teilentnahme kann kein negativer Unterschiedsbetrag be-
scheinigt werden, da in diesem Fall die anteilig entrichteten Beiträge 
maximal bis zur Höhe der Teilentnahme angesetzt werden dürfen. 

3.4 Steuerliche Teilfreistellung  

Investmentfonds unterliegen mit ihren inländischen Dividenden und 
Mieten sowie Gewinnen aus dem Verkauf inländischer Immobilien der 
Körperschaftsteuer. Diese steuerliche Vorbelastung auf Fondsebene 
wird bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Kapitalertrags berück-
sichtigt. Vom Unterschiedsbetrag sind 15 Prozent steuerfrei oder dürfen 
nicht bei der Ermittlung der Einkünfte abgezogen werden, soweit dieser 
aus Investmenterträgen stammt (Teilfreistellung). 

3.5 Kirchensteuer

Besteht Kirchensteuerpflicht, sind wir verpflichtet, die auf die Kapitaler-
tragsteuer entfallende Kirchensteuer einzubehalten und an das Finanz-
amt abzuführen. Hierzu fragen wir beim Bundeszentralamt für Steuern 
(BZSt) Ihre persönlichen Kirchensteuer-Abzugsmerkmale ab. 

Diesem automatisierten Datenabruf kann der Steuerpflichtige schriftlich 
direkt beim BZSt widersprechen. In diesem Fall wird ein Sperrvermerk 
eingetragen. Der Sperrvermerk ändert jedoch nichts an einer beste-
henden Kirchensteuerpflicht und verpflichtet den Steuerpflichtigen zur 
Abgabe einer Einkommensteuererklärung zum Zwecke der Veranlagung 
wegen Kirchensteuer.

Steuerliche Behandlung der Fondsgebundenen 
Rentenversicherung (Flexible Vorsorge Smart-Invest)
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Erbschaftsteuer (Schenkungsteuer)

Ansprüche oder Leistungen aus Fondsgebundenen Rentenversiche-
rungen unterliegen der Erbschaftsteuer (Schenkungsteuer), wenn sie 
auf Grund einer Schenkung des Versicherungsnehmers oder bei dessen 
Tod als Erwerb von Todes wegen (z. B. auf Grund eines Bezugsrechts 
oder als Teil des Nachlasses) erworben werden. Erhält der Versiche-
rungsnehmer die Versicherungsleistung, ist sie nicht erbschaftsteuer-
pflichtig, falls auch die Zahlung der Beiträge durch den Versicherungs-
nehmer erfolgt ist.

Versicherungsteuer

Gemäß § 4 Nr. 5 des Versicherungsteuergesetzes ist die Zahlung des 
Versicherungsentgelts bei Lebens- und Rentenversicherungen in 
Deutschland von der Besteuerung ausgenommen.

Verlegt der Versicherungsnehmer seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
bzw. Wohnsitz in einen anderen Mitgliedstaat der EU oder einen ande-
ren Staat des Europäischen Wirtschaftsraums, ist dort ggf. Versiche-
rungsteuer zu erheben und abzuführen.

Hinweis

Die vorstehenden Angaben über die Steuerregelung gelten insoweit, 
als das deutsche Steuerrecht Anwendung findet. Sie beziehen sich 
auf das derzeitige Steuerrecht und gehen von einer unbeschränkten 
Steuerpflicht für eine natürliche Person als Versicherungsnehmer mit 
Wohnsitz und gewöhnlichem Aufenthalt in Deutschland aus, der die 
Versicherung für private Zwecke abgeschlossen hat. Bei den Ausfüh-
rungen handelt es sich lediglich um allgemeine Angaben. Verbindliche 
Auskünfte über die steuerliche Behandlung von Beiträgen oder Versi-
cherungsleistungen können Ihnen außer dem zuständigen Finanzamt 
die im Steuerberatungsgesetz bezeichneten Personen (insbesondere 
Steuerberater) erteilen. Wir sind weder darauf spezialisiert, noch ver-
fügen wir über eine umfassende Befugnis, Sie steuerlich zu beraten. Für 
die Richtigkeit und Vollständigkeit dieser lnformation sowie für Angaben 
zu steuerlichen Fragen übernehmen wir keine Haftung. Insbesondere 
aus Änderungen von Gesetzen, Verordnungen, Verwaltungsanwei-
sungen oder der Rechtsprechung kann sich eine abweichende steuer-
liche Behandlung ergeben.


